
der das Denken und Fühlen der Menschen zu beein­
flussen hat, spielen auch die Probleme der Pädagogik 
und der Psychologie eine bedeutende Rolle.
Von einem wie auch immer gearteten „richterlichen 
Prüfungsrecht“ kann unter keinen Umständen die Rede 
sein. Bereits im Jahre 1947 betonte Otto G r o t e w o h l  
mit allem Nachdruck, den Gerichten obliege allein „die 
Verpflichtung ..., die Gesetze durchzuführen, nicht aber 
die Gesetze selbst auf ihre Durchführbarkeit zu prüfen. 
Das Gericht hat der Diener des Gesetzes, nicht aber der 
Herr über das Gesetz zu sein“!1. Die früher nicht selten 
anzutreffende Auffassung, die Richter sollten berechtigt 
sein, die nicht von der Volkskammer selbst beschlosse­
nen Rechtsakte (Verordnungen, Durchführungsbestim­
mungen und Anordnungen) auf ihre Übereinstimmung 
mit dem Gesetz zu überprüfen und ihnen gegebenen­
falls nach eigener Entscheidung die Anwendung zu ver­
sagen, widerspricht dem demokratischen Zentralismus 
und läuft im Grunde genommen auf eine Konservie­
rung der bürgerlichen Trennung von Legislative und 
Exekutive hinaus. Die zentrale Leitung des sozialisti­
schen Aufbaus wird durch das Zusammenwirken ver­
schiedener zentraler Staatsorgane verwirklicht, die in­
soweit alle als Organe der höchsten Volksvertretung 
fungieren und innerhalb ihres Kompetenzbereichs den 
dort gebildeten höchsten staatlichen Willen durchsetzen; 
Auch die Verordnungen, Anordnungen usw. sind In­
strumente der zentralen staatlichen Leitung, die in 
Konkretisierung und Fortführung der grundlegenden 
gesetzlichen Regelungen gesamtgesellschaftliche Er­
fordernisse zur Geltung bringen und mithin im ge­
samten Staatsgebiet einheitlich verwirklicht werden 
müssen12.

Zur Bindung an die vom Obersten Gericht 
entwickelten Rechtsauffassungen
Es kommt für alle Gerichte der Arbeiter-und-Bauern- 
Macht darauf an, mit ihrer Rechtsprechung zur Durch­
setzung der konkreten historischen Erfordernisse bei­
zutragen und dem sich ständig entwickelnden, im ge­
samten Staatsgebiet einheitlichen sozialistischen Recht 
üBerall volle Geltung zu verschaffen. Deshalb ist es not­
wendig, daß die in Bezirks- und Kreisgerichten tätigen 
Richter auch an die vom Obersten Gericht entwickelten 
Rechtsauffassungen gebunden sind. Sie haben ihren 
Entscheidungen also nicht nur die zentralen Normativ­
akte zugrunde zu legen, sondern ebenso die vom ober­
sten Rechtsprechungsorgan dargelegten, der Konkreti­
sierung der gesetzlichen Orientierung dienenden Rechts­
sätze. Hier kommt in erster Linie die Anleitung in Be­
tracht, die im Wege von Richtlinien und Beschlüssen 
des Plenums des Obersten Gerichts erfolgt. Richtlinien 
und Beschlüsse bauen die komplexe Betrachtung und 
Regelung eines Rechtsproblems auf einer breiten Unter­
suchung der Rechtsprechung und der gesellschaftlichen 
Bedeutung der behandelten Rechtsfrage auf. Weil sie 
nicht nur darlegen, wie das Gesetz auszulegen ist, 
sondern auch zeigen, warum es in ganz bestimmter 
Weise anzuwenden ist, haben sie eine große Überzeu­
gungskraft und erhöhen die politisch-fachliche Befähi­
gung der Gerichte, im örtlichen Bereich gesellschaftlich 
richtige und notwendige Entscheidungen zu fällen.
Nach dem auch für die Rechtsprechung geltenden Prin­
zip des demokratischen Zentralismus sind die Entschei­
dungen des Obersten Gerichts für die gesamte Recht­
sprechung solange verbindlich, bis das Oberste Gericht 
selbst seinen Standpunkt in der betreffenden Rechts-

11 Grotewohl, Deutsche Verfassungspläne, Berlin 1947, S. 62.
12 vgl. hierzu auch R. Schüsseler/G. Schüsseler, „Gedanken
für eine Konzeption der Allgemeinen Aufsicht des Staats­
anwalts“, NJ 1962 S. 473, und Wunsch/Lehmann/Seifart/Bahrt, 
„Grundfragen der Konzeption der Allgemeinen Aufsicht der 
Staatsanwaltschaft“, NJ 1963 S. 18.

frage geändert hat11 12 13. In einem Urteil des Obersten Ge­
richts wurde dazu festgestellt:

„Die Verwirklichung des Sozialismus erfordert, daß 
auseinandergehende Entscheidungen staatlicher 
Stellen nach Möglichkeit vermieden werden und daß 
insbesondere die örtlichen staatlichen Stellen sich 
nach den Grundsätzen richten, die die zentralen Stellen 
im Rahmen der Beschlüsse der Volksvertretung auf­
stellen. Aus diesem Grundsatz des demokratischen 
Zentralismus, der für die Tätigkeit aller Organe der 
Staatsmacht, also auch für die Gerichte gilt ..., er­
gibt sich für die Rechtsprechung der Leitgedanke, daß 
Bezirks- und Kreisgerichte zunächst die Entscheidun­
gen des Obersten Gerichts als Richtschnur anzusehen 
haben.“1*

Diese ' Bindung gilt generell und nicht etwa nur. in 
solchen Fällen, in denen bei Zurückverweisungen an die 
nachgeordneten Gerichte Weisungen erteilt werden. 
Alle veröffentlichten oder den Kreis- und Bezirksge­
richten in anderer Weise zugänglich gemachten Ent­
scheidungen des Obersten Gerichts sind in jedem Fall, 
wo unter gleichartigen gesellschaftlichen Bedingungen 
gleichartige Sachverhalte zu untersuchen und zu ent­
scheiden sind, unbedingt zu beachten. .Sie geben dar­
über Aufschluß, welche konkreten Rechte und Rechts­
pflichten im Rahmen der sozialistischen Gesetze und 
unter Berücksichtigung des gegebenen gesellschaftlichen 
Entwicklungsstandes bestehen.
Eine Bindung an die vom Obersten Gericht entwickel­
ten Rechtsauffassungen besteht nur dann nicht, wenn 
sich w e s e n t l i c h e  neue Gesichtspunkte ergeben, die 
bei der vom Obersten Gericht behandelten Problematik 
keine Rolle gespielt haben. Das können Momente sein, 
die den Sachverhalt selbst und seine Einordnung in den 
gesellschaftlichen Gesamtzusammenhang betreffen. Es 
können aber auch Momente sein, die auf einer in­
zwischen gewonnenen tieferen Einsicht und einem 
weiteren Fortschreiten im Erkenntnisprozeß basieren. 
So wird in der genannten Entscheidung des Obersten 
Gerichts gesagt:

„Sie sind allerdings nicht unter allen Umständen zur 
völligen Übereinstimmung mit den Entscheidungen 
des Obersten Gerichts verpflichtet. Sie können auf 
Grund eigener verantwortlicher Erwägungen zu einer 
abweichenden Begründung oder auch zu einem ab­
weichenden Ergebnis gelangen. Das kann in einzelnen 
Fällen auch der Fortentwicklung der Rechtsprechung 
dienen. Als angemessen wird eine solche Abweichung 
allerdings nur betrachtet werden können, wenn sie 
auf einer besonders eingehenden Prüfung der in Be­
tracht kommenden Rechtsfragen beruht, insbesondere 
wenn das Instanzgericht hierbei alle ihm zur Ver­
fügung stehenden Erkenntnismöglichkeiten ausge­
schöpft hat.“

Eine solche Bindung der Richter der Bezirks- und 
Kreisgerichte an die Leitungstätigkeit des höchsten 
Rechtsprechungsorgans, die erst die Voraussetzungen 
dafür schafft, daß jeder einzelne Richter wirklich in 
Übereinstimmung mit den historischen Erfordernissen 
zu handeln und mithin frei zu entscheiden vermag, be­
seitigt also keineswegs die schöpferische, eigenverant­
wortliche Tätigkeit bei der richtigen Durchsetzung der 
zentralen Normativakte. Ein starrer, mechanistischer 
Präjudizienkult ist der sozialistischen Rechtsprechung 
absolut fremd und würde zu einer der Entwicklung 
widersprechenden dogmatischen Ausübung der ge­
richtlichen Tätigkeit führen. Ein Außerachtlassen der 
unerläßlichen zentralen Orientierung durch das höchste 
Rechtsprechungsorgan wäre hingegen gleichbedeutend
13 Vgl. Toeplitz, „Zur Bindung des Gerichts an den im Ehe­
verfahren gestellten Unterhaltsanspruch eines Ehegatten“, 
NJ 1961 S. 850.
14 Urteil des Obersten Gerichts vom 15. November 1960 — 2 Zz 
18/60 — und Anmerkung von Erler, NJ 1961 S. 104.


